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Sachgebiet 2030 


Vorblatt 


Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung von 1967 muß an die Fortentwicklung in anderen 
Rechtsbereichen, besonders im Bildungswesen (Fachoberschul- 
reife, Fachhochschulreife), angepaßt werden. Auch auf dem 
Gebiet der Versorgung ist eine Angleichung an die neuere 
Entwicklung erforderlich. Ferner ist den bei der Anwendung des 
Gesetzes gesammelten praktischen Erfahrungen Rechnung zu 
tragen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht vor, 

— die Gewährung von Leistungen der Berufsförderung auch 
an Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf in der Grenzschutz- 
offizierlaufbahn, 

— die Festlegung von Anspruchszeiträumen der allgemein- 
beruflichen Ausbildung, die auf Antrag gewährt wird, sowie 
eine gegenseitige Tauschmöglichkeit von Zeiten dieser all- 
gemeinberuflichen Ausbildung und der Fachausbildung, 

. — die Anpassung der Leistungen der Fachausbildung für poli- 
zeidienstunfähige Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf, an 
die Leistungen nach § 80 des Soldatenversorgungsgesetzes, 

— Maßnahmen zur Vorbereitung auf die allgemeinberufliche 
Ausbildung, 

— die Anrechnung von Zeiten des Vollzugsdienstes im Bundes- 
grenzschutz auf Dienstzeiten für die Anstellung im öffent- 
lichen Dienst sowie auf Zeiten einer notwendigen Berufs- 
praxis für die Zulassung zu weiterführenden Prüfungen im 
Beruf, 

— einige Verbesserungen bei den Ubergangsgebührnissen und 
der Übergangshilfe für die Polizeivollzugsbeamten auf 
Widerruf, 
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— eine Verbesserung der Umzugskostenvergütung nach § 25, 

— eine Erweiterung der Regelung über einmalige Unfallent- 
schädigung, 

— übergangsweise eine Verbesserung der Anrechnung der 
Übergangszeit nach dem 8. Mai 1945 für Polizeivollzugs- 
beamte auf Lebenszeit. 


C. Alternativen 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Streichung von Artikel 1 
§ 1 Nr. 11 und 14 sowie einer Erweiterung des Artikels 3 wurde 
entsprechend der Gegenäußerung der Bundesregierung nicht 
gefolgt. 


D. Kosten 

1972 rd. 880 000 DM 

1973 und 1974 je rd. 1,1 Million DM 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

— Drucksache VI/2180 — 


A. Bericht der Abgeordneten Berger und Pensky 


Der Gesetzentwurf wurde in der 125. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 8. Juni 1971 an den In- 
nenausschuß sowie an den Haushaltsausschuß mit- 
beratend und nach § 96 der Geschäftsordnung über- 
wiesen. Der Innenausschuß hat seine Beratungen 
in seiner Sitzung am 14. Oktober 1971 vorbehaltlich 
der Stellungnahme des Haushaltsausschusses, die 
nachgetragen wird, abgeschlossen. Seinen Bericht 
nach § 96 der Geschäftsordnung wird der Haushalts- 
ausschuß gesondert erstatten. 

Der Gesetzentwurf bringt für das Bundespolizei- 
beamtengesetz im wesentlichen Änderungen der 
Vorschriften, die den Übergang der Polizeivollzugs- 
beamten auf Widerruf in einen anderen Beruf er- 
leichtern sollen sowie Änderungen der Übergangs- 
versorgung der Polizeivollzugsbeamten auf Wider- 
ruf und der für die Polizeivollzugsbeamten auf Le- 
benszeit geltenden versorgungsrechtlichen Vor- 
schriften. Die Einführung neuer Bildungsabschlüsse 
im Bereich der Länder (Fachoberschulreife, Fach- 
hochschulreife) sowie die Schaffung von Fachhoch- 
schulen und die Weiterentwicklung auf dem Gebiet 
der Förderung der beruflichen Bildung machen eine 
Änderung der Vorschriften des Bundespolizeibeam- 
tengesetzes über die Berufsförderung zur Anpassung 
an den neuesten Stand auf diesem Gebiet notwen- 
dig. Auch auf dem Gebiet der Versorgung ist eine 
Anpassung an die zwischenzeitliche Entwicklung er- 
forderlich. 

Außerdem soll den bei der Anwendung des Ge- 
setzes gesammelten praktischen Erfahrungen Rech- 
nung getragen werden. Der Entwurf sieht im ein- 
zelnen vor: 


— die Gewährung von Leistungen der Berufsförde- 
rung auch an Polizeivollzugsbeamte auf Wider- 
ruf in der Grenzschutzoffizierlaufbahn, 

— die Festlegung von Anspruchszeiträumen der 
allgemeinberuflichen Ausbildung, die auf Antrag 
gewährt wird, sowie eine gegenseitige Tausch- 
möglichkeit von Zeiten dieser allgemeinberuf- 
lichen Ausbildung und der Fachausbildung, 

— die Anpassung der Leistungen der Fachausbil- 
dung für polizeidienstunfähige Polizeivollzugs- 
beamte auf Widerruf, deren Dienstunfähigkeit 
Folge einer Beschädigung im Sinne des § 46 
Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes ist, an die 
Leistungen nach § 80 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes, 

— Maßnahmen zur Vorbereitung auf die allgemein- 
berufliche Ausbildung, die der Vorbereitung auf 
die Fachausbildung dient, um den Unterricht in 
den weiterführenden Lehrgängen der GS-Fach- 
schule effektiver gestalten zu können und 

— die Anrechnung von Zeiten des Vollzugsdienstes 
im Bundesgrenzschutz auf Dienstzeiten für die 
Anstellung im öffentlichen Dienst sowie auf 
Zeiten einer notwendigen Berufspraxis für die 
Zulassung zu weiterführenden Prüfungen im 
Beruf, 

— einige Verbesserungen bei den Übergangsge- 
bührnissen und der Ubergangsbeihilfe für die 
Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf, 

— eine Verbesserung des Ruhegehaltes für Polizei- 
vollzugsbeamte auf Lebenszeit mit besonders 
frühen Altersgrenzen, 
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— eine Verbesserung der Umzugskostenvergütung 
nach § 25, 

— eine Erweiterung der Regelung über einmalige 
Unfallentschädigung, 

— als Übergangsvorschrift eine Verbesserung der 
Anrechnung der Übergangszeit nach dem 8. Mai 
1945 für Polizeivollzugsbeamte auf Lebenszeit im 
Bundesgrenzschutz in Anlehnung an § 70 SVG. 

Gleichzeitig ist in Artikel 3 eine Änderung des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes vorgesehen. 

Soweit der Ausschuß die Regierungsvorlage un- 
verändert übernommen hat, wird auf die Begrün- 
dung in Drucksache VI/ 2180 S. 6 ff. verwiesen. 
Nach der Beschlußfassung über den Gesetzentwurf 
im Bundeskabinett sind das Erste Besoldungsverein- 
heitlichungs- und Neuregelungsgesetz vom 18. März 
1971 und das Sechste Gesetz zur Änderung des 
Soldatenversorgungsgesetzes vom 10. August 1971 
verkündet worden. Die durch diese Gesetze erfor- 
derlichen Änderungen des Entwurfs werden nach- 
stehend erläutert. 


Zu den einzelnen Vorschriften 
Artikel 1 § 1 Nr. 2 

Die hier vorgesehene Erhöhung des einmaligen 
Ausgleichsbetrages von 8 000 auf 12 000 DM ist be- 
reits durch Artikel V § 2 Nr. 3 des Ersten Besol- 
dungsvereinheitlichungs- und Neuregelungsgeset- 
zes vorweggenommen worden. 

Nummer 9 

Durch Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe b des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungsge- 
setzes vom 10. August 1971 (BGBl. I S. 1273) wurde 
der Betrag der Übergangsbeihilfe für Soldaten mit 
Versorgungsschein auf fünfundsiebzig vom Hundert 
erhöht. Der Innenausschuß, der sich von jeher für 
eine versorgungsrechtliche Gleichbehandlung von 
Angehörigen des Bundesgrenzschutzes und der Bun- 
deswehr ausgesprochen hat, schlägt deshalb vor, in 
§ 18 Abs. 3 BPolBG ebenfalls abweichend vom Ent- 
wurf den Betrag der Übergangsgebührnisse auf 
fünfundsiebzig vom Hundert zu erhöhen. 

Nummer 13 Buchstabe c 

Unter Berücksichtigung des neu eingefügten Ar- 
tikels 3 a (s. dort) hat der Ausschuß beschlossen, 
§ 26 Abs. 4 zu ergänzen. Die Vorschrift soll sicher- 


stellen, daß z. B. auch Beamte der Zollverwaltung 
eine Unfallentschädigung erhalten können, wenn 
sie zusammen mit Polizeivollzugsbeamten Einsätze 
nach dem BPolBG durchführen. 

Neue Nummer 13 a 

Die vorgesehene Einfügung eines Satzes 3 in 
§ 27 b Abs. 2 BPolBG bedeutet lediglich eine redak- 
tionelle Ergänzung der bereits durch Artikel V § 2 
Nr. 4 des Ersten Besoldungsvereinheitlichungs- und 
Neuregelungsgesetzes eingefügten Vorschrift, die 
seinerzeit infolge eines Druckfehlers unvollständig 
geblieben ist. 

Nummer 14 

Da bereits durch das Erste Besoldungsvereinheit- 
lichungs- und Neuregelungsgesetz ein § 27 b in das 
BPolBG eingefügt worden ist, muß die jetzt einzu- 
fügende Vorschrift die Bezeichnung § 27 c erhalten. 

Artikel 2 und Artikel 3 

Die vorgeschlagenen Änderungen sind redaktio- 
neller Art und durch inzwischen verkündete Neu- 
fassungen des Bundesbeamtengesetzes, des Beam- 
tenrechtsrahmengesetzes und das Erste Besoldungs- 
vereinheitlichungs- und Neuregelungsgesetz sowie 
durch Artikel 3 a bedingt. 

Artikel 3 a 

Der Ausschuß hat sich dem Vorschlag des Bundes- 
rates, dem auch die Bundesregierung zugestimmt 
hat, angeschlossen und schlägt eine Vorschrift für 
den Bereich der Länder vor, durch die sichergestellt 
werden soll, daß die Unfallentschädigung auch dem 
§ 26 des Bundespolizeibeamtengesetzes entspre- 
chenden Personenkreis im Landesdienst gewährt 
wird. Mit Rücksicht hierauf schlägt der Ausschuß 
auch eine Änderung der Eingangsformel zu dem 
Gesetz vor. 

Artikel 6 

Die in Absatz 2 vorgesehene Inkraftsetzungsvor- 
schrift ist durch das Erste Besoldungsvereinheit- 
lichungs- und Neuregelungsgesetz bereits überholt. 
Mit Rücksicht auf die neu eingefügte Nummer 13 a 
in Artikel 1 § 1 mußte aber eine Vorschrift für den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens in den Gesetzentwurf 
aufgenommen werden, der mit Artikel VII Nr. 9 des 
1. BesVNG übereinstimmt. 


Bonn, den 19. Oktober 1971 


Berger Pensky 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 2 1 80 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 19. Oktober 1971 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Berger Pensky 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundespolizeibeamten- 
gesetzes 

— Drucksache VI/21 80 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 
§ 1 

Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Juli 1967 (Bundes- 

gesetzbl. I S. 701), zuletzt geändert durch das 

vom (Bundesgesetzbl. I 

S ), wird wie folgt geändert: 


1. In § 4 Abs. 2 werden nach dem Wort „Amts- 
arztes" die Worte „oder eines beamteten Arz- 
tes" eingefügt. 

2. In § 5 Ahs. 2 Satz 1 wird das Wort „ achttau- 
send " durch das Wort „zwölf tausend" ersetzt . 

3. In § 10 werden die Worte „in der Laufbahn der 
Grenzjäger und Unterführer" gestrichen. 

4. § 11 erhält folgende Fassung: 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 - 
§ 1 

Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
vom 10. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 701), zuletzt 
geändert durch das Erste Gesetz zur Vereinheit- 
lichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in 
Bund und Ländern vom 18. März 1971 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 208), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


Nummer 2 entfällt 


3. unverändert 


4. unverändert 


»5 11 

Allgemeinberufliche Ausbildung 

(1) Die allgemeinberufliche Ausbildung be- 
steht in der Vermittlung allgemeinberuflichen 
Wissens und dient der Hebung des Bildungs- 
standes des Polizeivollzugsbeamten. Sie wird 
während der Dienstzeit 

1. als Pflichtunterricht, 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2. auf Antrag zur Vorbereitung auf die Fach- 
ausbildung {§ 12) bei einer Dienstzeit von 

acht und weniger als zwölf Jahren 
bis zu einem Jahr, 

zwölf Jahren 

bis zu einem Jahr und sechs Monaten 

durch die Grenzschutzfachschulen vermittelt. 

Darüber hinaus können Zeiten der Fachausbil- 
dung nach § 12 Abs. 2 und 4 in Verbindung mit 
Abs. 6 Satz 2 für die Teilnahme an der allge- 
meinberuflichen Ausbildung, die der Vorberei- 
tung auf die Fachausbildung dient, in Anspruch 
genommen werden. 

(2) Das Nähere über Beginn, Art und Dauer 
der allgemeinberuflichen Ausbildung, die der 
Vorbereitung auf die Fachausbildung dient, so- 
wie über die im Rahmen dieser Ausbildung ab- 
zulegenden Prüfungen regelt die Bundesregie- 
rung durch Rechtsverordnung. " 


5. § 12 wird wie folgt geändert: 5. unverändert 

a) In Absatz 2 Satz 4 werden die Worte „jedoch 
einschließlich einer Verlängerungszeit nach 
§ 11 Abs. 3" gestrichen: nach dem Wort 
„Jahr" werden die Worte „ , im Falle der 
Entlassung wegen Polizeidienstunfähigkeit, 
die nicht auf eigenes grobes Verschulden 
zurückzuführen ist, nach einer Dienstzeit 
von mehr als sieben Jahren zwei Jahre" 
eingefügt. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ein Polizeivollzugsbeamter auf Wi- 
derruf, der wegen Polizeidienstunfähigkeit 
infolge einer Beschädigung im Sinne des 
§ 46 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes ent- 
lassen wird, erhält auf Antrag Fachausbil- 
dung zur Erlangung und Besserung seiner 
beruflichen Leistungsfähigkeit. Der Umfang 
dieser Fachausbildung soll die übliche oder 
vorgeschriebene Ausbildungszeit für einen 
Beruf, den der Beschädigte ausüben kann, 
nicht überschreiten. Die Sätze 1 und 2 gelten 
auch, wenn ein Polizeivollzugsbeamter auf 
Widerruf, dessen Beamtenverhältnis wegen 
Ablaufs der Dienstzeit endet, in diesem Zeit- 
punkt infolge einer Beschädigung im Sinne 
des § 46 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
polizeidienstunfähig ist." 

c) Folgender Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) Zeiten der allgemeinberuflichen Aus- 
bildung nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 können, wenn 
der Polizeivollzugsbeamte die für die Fach- 
ausbildung erforderliche Vorbildung bereits 
anderweitig erworben hat, für die Teilnahme 
an der Fachausbildung in Anspruch genom- 
men werden." 

d) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Ab- 
sätze 6 und 7; der bisherige Absatz 7 wird 
gestrichen. 
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Entwurf 

e) In Absatz 6 werden in Satz 2 die Worte „bei 
einer Dienstzeit von zwölf Jahren im letzten 
Jahr/' gestrichen; nach Satz 2 wird folgender 
Satz eingefügt: 

„Bei Inanspruchnahme von Zeiten der allge- 
meinberuf liehen Ausbildung nach § 11 Abs. 1 
Nr. 2 für die Fachausbildung kann diese ent- 
sprechend früher während der Dienstzeit be- 
gonnen werden." 

6. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Es sind rechtzeitig, auch bereits während 
der Dienstzeit, die Maßnahmen einzuleiten 
oder durchzuführen, die den Beamten auf die 
allgemeinberufliche Ausbildung nach § 1 1 
Abs. 1 Nr. 2 vorbereiten und die eine Ar- 
beitsaufnahme im Anschluß an die Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses oder der Fach- 
ausbildung ermöglichen." 

b) In Absatz 3 werden die Worte „Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung" ersetzt durch die Worte 
„Bundesanstalt für Arbeit." 

7. In § 14 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Einem früheren Polizeivollzugsbeamten 
auf Widerruf, der ein Dienstverhältnis von nicht 
mehr als drei Jahren eingegangen war und min- 
destens zwei Jahre Vollzugsdienst im Bundes- 
grenzschutz geleistet hat, wird die Zeit des Voll- 
zugsdienstes bis zur Dauer des Grundwehr- 
dienstes auf die bei der Zulassung zu weiter- 
führenden Prüfungen im Beruf nachzuweisende 
Zeit einer mehrjährigen Tätigkeit nach der Ab- 
schlußprüfung oder Gesellenprüfung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf angerechnet, so- 
weit eine Zeit von drei Jahren nicht unter- 
schritten wird." 

8. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wird die Fachausbildung nach § 12 
Absatz 2 Satz 4 verlängert, so können für 
diese Zeit die Ubergangsgebührnisse über 
die sich aus Absatz 1 ergebenden Zeiträume 
hinaus weitergewährt werden." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Ubergangsgebührnisse werden in 
Monatsbeträgen wie die Dienstbezüge ge- 
zahlt. Beim Tode des Berechtigten ist der 
noch nicht ausgezahlte Betrag der Witwe, 
seinen leiblichen Abkömmlingen oder den 
an Kindes Statt angenommenen Kindern 
weiterzuzahlen. Sind Anspruchsberechtigte 
nach Satz 2 nicht vorhanden, so sind die 
Ubergangsgebührnisse den Eltern oder 
Adoptiveltern weiterzuzahlen. Die Uber- 
gangsgebührnisse können ausnahmsweise 


6. Wahlperiode 


Beschlüsse des 4. Ausschüsse 


unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 
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Entwurf 

auch in größeren Teilbeträgen oder in einer 
Summe gezahlt werden." 

c) In Absatz 5 Satz 1 werden in der Klammer 
die Worte „Absatz 4 Satz 2" durch die Worte 
„Absatz 4 Satz 2, 3" ersetzt. 

9. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird das Wort „zwanzig" durch 
das Wort „ fünfzig " ersetzt. 

b) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Inhaber eines Zulassungsscheins können 
unter Rückgabe des Zulassungsscheins die 
Übergangsbeihilfe nach Absatz 1 oder 2 
wählen, es sei denn, daß sie mit Hilfe des 
Zulassungsscheins bereits als Beamte ange- 
stellt oder als Angestellte in ein Arbeisver- 
hältnis auf unbestimmte Zeit übernommen 
worden sind." 

c) In Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 
„Sind Anspruchsberechtigte nach Satz 1 nicht 
vorhanden, so ist die Ubergangsbeihilfe den 
Eltern oder Adoptiveltern zu gewähren." 

10. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 letzter Satz wird die Zahl „6" 
durch die Zahl „5" ersetzt. 

b) In Absatz 3 letzter Satz wird der Klammer- 
zusatz „(§ 17 Abs. 4 Satz 3)" durch den 
Klammerzusatz „ (§ 17 Abs. 4 Satz 4)" ersetzt. 

11. § 24 erhält folgende Fassung: 

„§ 24 

Ruhegehalt 

Das Ruhegehalt wird für Polizeivollzugsbe- 
amte auf Lebenszeit erhöht, die wegen Errei- 
chens der besonderen Altersgrenze nach § 23 
Nr. 1 in den Ruhestand treten. Die Erhöhung 
beträgt bei Eintritt in den Ruhestand mit Voll- 
endung des fünfundfünfzigsten Lebensjahres 
drei vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge und vermindert sich bei späterem 
Eintritt in den Ruhestand mit jedem weiteren 
vollendeten Lebensjahr um eins vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Das Ruhe- 
gehalt darf fünfundsiebzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht überstei- 
gen." 

12. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „§§ 4, 
5 und 7" durch die Worte „§§ 4 bis 7" und 
das Komma nach dem Wort „werden" durch 
einen Punkt ersetzt sowie der letzte Halb- 
satz gestrichen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


9. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird das Wort „zwanzig" durch 
das Wort „fünfundsiebzig" ersetzt. 

b) unverändert 


c) unverändert 

10. unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 
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Entwurf 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Einem Polizeivollzugsbeamten auf 
Lebenszeit, der vor Erreichen der Alters- 
grenze nach § 5 Abs. 1 in den Ruhestand 
getreten oder wegen Polizeidienstunfähig- 
keit entlassen worden ist, können auf Antrag 
einmalig die Leistungen nach den §§ 4 bis 7 
des Bundesumzugskostengesetzes bewilligt 
werden, wenn zur Begründung eines neuen 
Berufs ein Umzug an einen anderen Ort als 
den bisherigen Wohnort erforderlich ist. Die 
Bewilligung ist nur zulässig, wenn der Um- 
zug innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt 
in den Ruhestand oder nach der Entlassung 
durchgeführt und Umzugskostenvergütung 
nach § 2 Abs. 2 Nr. 3, Abs. 3 Nr. 4 und 5 
des Bundesumzugskostengesetzes noch nicht 
gewährt worden ist." 

13. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift und in den Absätzen 1 
bis 3 wird jeweils das Wort „Flugunfallent- 
schädigung'' durch das Wort „Unfallentschä- 
digung" ersetzt. 

b) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für einen Polizei- 
vollzugsbeamten auf Lebenszeit oder auf 
Widerruf, der als Helm- oder Schwimm- 
taucher während des besonders gefährlichen 
Tauchdienstes, im Bergrettungsdienst wäh- 
rend des Einsatzes und der Ausbildung oder 
als Angehöriger des besonders gefährdeten 
Munitionsuntersuchungspersonals während 
des dienstlichen Umgangs mit Munition 
einen Unfall erleidet." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entspre- 
chend für andere Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes im Bereich des Bundesgrenz- 
schutzes und des Bundesministeriums des 
Innern, zu deren Dienstobliegenheiten Tätig- 
keiten der in Absatz 1 bezeichneten Art ge- 
hören." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


13. § 26 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entspre- 
chend für andere Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes im Bereich des Bundesgrenz- 
schutzes und des Bundesministeriums des 
Innern sowie für die in § 2 a des Gesetzes 
über den Bundesgrenzschutz und die Ein- 
richtung von Bundesgrenzschutzbehörden in 
der Fassung vom 11. Juli 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 603) genannten Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes, zu deren Dienst- 
obliegenheiten Tätigkeiten der in Absatz 1 
bezeichneten Art gehören." 

13a. § 27 b wird wie folgt ergänzt: 

a) In Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender 
Satz 3 eingefügt: 

„Im übrigen gilt Absatz 1 Satz 3." 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 
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14. Nach § 27 a wird folgender § 27 b eingefügt: 14. Nach § 27 b wird folgender § 27 c eingefügt: 

„ §27b »§ 27 c 

Sonderbestimmung für Polizeivollzugsbeamte unverändert 

auf Lebenszeit, die bis zum 31 . März 1970 in den 
Bundesgrenzschutz eingestellt worden sind 

(1) Für einen Polizeivollzugsbeamten auf Le- 
benszeit im Bundesgrenzschutz, der am 8. Mai 
1945 als Beamter im Dienst eines öffentlich- 
rechtlichen Dienstherrn im Reichsgebiet oder 
berufsmäßig im Dienst der ehemaligen Wehr- 
macht oder des (früheren Reichsarbeitsdienstes 
gestanden hat, ist die Zeit ruhegehaltfähig, wäh- 
rend der er nach diesem Zeitpunkt im öffentlichen 
Dienst als Angestellter oder Arbeiter tätig ge- 
wesen ist oder sich in Kriegsgefangenschaft, 

Internierung oder Gewahrsam im Sinne des 
§ 114 des Bundesbeamtengesetzes befunden hat 
Auch ohne eine solche Tätigkeit, Kriegsgefan- 
genschaft, Internierung oder einen solchen Ge- 
wahrsam wird die Zeit zwischen dem 8. Mai 
1945 und dem 31. März 1951 voll und, wenn 
der Beamte bis zum 31. März 1970 in den Poli- 
zeivollzugsdienst des Bundes eingestellt worden 
ist und in ihm mindestens eine Dienstzeit von 
drei Jahren abgeleistet hat, die Zeit nach dem 
31. März 1951 bis zur Einstellung zur Hälfte für 
die Berechnung des Ruhegehaltes als ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt. 

(2) Einem Polizeivollzugsbeamten auf Le- 
benszeit im Bundesgrenzschutz, der am 8. Mai 
1945 in der ehemaligen Wehrmacht nicht berufs- 
mäßig Wehrdienst geleistet hat, wird die Zeit 
zwischen dem 8. Mai 1945 und seiner Einstel- 
lung zur Hälfte für die Berechnung des Ruhe- 
gehaltes als ruhegehaltfähige Dienstzeit berück- 
sichtigt, wenn er bis zum 31. März 1970 in den 
Polizeivollzugsdienst des Bundes eingestellt 
worden ist und in ihm mindestens eine Dienst- 
zeit von drei Jahren abgeleistet hat. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden auch An- 
wendung, wenn eine dreijährige Mindestdienst- 
zeit nicht abgeleistet worden ist, der Polizei- 
vollzugsbeamte aber wegen Polizeidienstunfä- 
higkeit infolge einer Beschädigung im Sinne des 
§ 46 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes in den 
Ruhestand versetzt worden oder vorher ver- 
storben ist. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für 
Zeiten im Ruhestand " 


§ 2 § 2 

Ubergangsvorschriften unverändert 

(1) Ein früherer Polizeivollzugsbeamter auf Wi- 
derruf, der die Voraussetzungen des § 12 Abs. 4 
des Gesetzes (§ 1 Nr. 5 Buchstabe b) erfüllt und sich 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in einer Ausbil- 
dung für das spätere Berufsleben befindet oder eine 
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solche Ausbildung bisher nicht begonnen hat, er- 
hält Fachausbildung nach diesem Gesetz. Die Kosten 
einer begonnenen Ausbildung werden vom Tage des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes an übernommen, auch 
wenn der Antrag zu einem späteren Zeitpunkt ge- 
stellt wird. 

(2) Frühere Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf, 
denen vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Zulas- 
sungsschein erteilt worden ist, erhalten auf Antrag 
die Übergangsbeihilfe in der nach § 1 Nr. 9 Buch- 
stabe a zustehenden Höhe. 

Artikel 2 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

§ 141 a Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1776), zuletzt geändert durch 
das vom (Bundes- 
gesetzbl. IS ), erhält folgende Fassung: 

„(3) Besteht auf Grund derselben Ursache auch 
ein Anspruch auf Unfallentschädigung nach § 26 des 
Bundespolizeibeamtengesetzes oder nach § 63 des 
Soldatenversorgungsgesetzes, so finden die Absätze 
1 und 2 nur Anwendung, wenn auf die Entschädi- 
gung verzichtet wird." 

Artikel 3 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das 
vom (Bundes- 
gesetzbl. IS ), wird wie folgt geändert: 

1. In § 63 Abs. 3 wird das Wort „Flugunfallent- 
schädigung“ durch das Wort „Unfallentschädi- 
gung“ ersetzt. 

2. In § 103 Satz 1 wird das Wort „ achttausend " 
durch das Wort „zwölf tausend“ ersetzt. 

3. Nach § 125 wird folgender § 125 a eingefügt: 

„§ 125 a 

(1) Bewirbt sich ein Polizeivollzugsbeamter 
auf Widerruf oder früherer Polizeivollzugsbeam- 
ter auf Widerruf, der ein Dienstverhältnis von 
nicht mehr als drei Jahren eingegangen ist und 
mindestens zwei Jahre Vollzugsdienst im Bun- 
desgrenzschutz geleistet hat, bis zum Ablauf von 
sechs Monaten nach Beendigung des Dienstver- 
hältnisses als Polizeivollzugsbeamter auf Wider- 
ruf um Einstellung als Beamter und wird er in 
den Vorbereitungsdienst eingestellt, so darf nach 
Erwerb der Befähigung für die Laufbahn die An- 
stellung nicht über den Zeitpunkt hinausgescho- 
ben werden, zu dem der Beamte ohne Ableisten 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


A r t i ke 1 2 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

§ 141 a Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1181), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Deutschen Richter- 
gesetzes vom 10. September 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1557), erhält folgende Fassung: 

(3) unverändert 


Artikel 3 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1025), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Deut- 
schen Richtergesetzes vom 10. September 1971 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1557), wird wie folgt geändert: 

Nummer 1 entfällt 


Nummer 2 entfällt 


3. unverändert 
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eines Vollzugsdienstes bis zur Dauer des Grund- 
wehrdienstes zur Anstellung herangestanden 
hätte. Das Ableisten der vorgeschriebenen Probe- 
zeit wird dadurch nicht berührt. 

(2) Beginnt ein früherer Polizeivollzugsbeam- 
ter auf Widerruf, der ein Dienstverhältnis von 
nicht mehr als drei Jahren eingegangen war und 
mindestens zwei Jahre Vollzugsdienst im Bun- 
desgrenzschutz geleistet hat, im Anschluß an den 
Vollzugsdienst im Bundesgrenzschutz eine für 
den künftigen Beruf als Beamter oder Richter 
vorgeschriebene Ausbildung (Hochschul-, Fach- 
schul- oder praktische Ausbildnug) oder wird 
diese durch den Vollzugsdienst im Bundesgrenz- 
schutz unterbrochen, so gilt Absatz 1 entspre- 
chend, wenn er sich bis zum Ablauf von sechs 
Monaten nach Abschluß der Ausbildung um Ein- 
stellung als Beamter oder Richter bewirbt und 
auf Grund dieser Bewerbung eingestellt wird. 
Dienstzeiten, die Voraussetzung für eine Beför- 
derung sind, beginnen für den unter den Vor- 
aussetzungen des Satzes 1 eingestellten Richter 
mit dem Zeitpunkt, zu dem er ohne Ableisten 
eines Vollzugsdienstes bis zur Dauer des Grund- 
wehrdienstes zur Ernennung auf Lebenszeit her- 
angestanden hätte. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für einen früheren Polizeivollzugsbeamten auf 
Widerruf, dessen Ausbildung für ein späteres 
Beamtenverhältnis durch eine festgesetzte mehr- 
jährige Tätigkeit im Arbeitsverhältnis anstelle 
des sonst vorgeschriebenen Vorbereitungsdien- 
stes durchgeführt wird." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Artikel 3a 

Vorschrift für den Bereich der Länder 

Durch Landesgesetz ist zu bestimmen, daß eine 
Unfallentschädigung für den dem § 26 des Bundes- 
polizeibeamtengesetzes entsprechenden Personen- 
kreis nach Maßgabe der genannten Vorschrift und 
des § 141 a Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes ge- 
währt wird. 


Artikel 4 
unverändert 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
das Bundespolizeibeamtengesetz in der nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung unter 
neuem Datum bekanntzumachen und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel 4 

Ermächtigung zur Neubekanntmachung 


Artikel 5 Artikel 5 

Berlin-Klausel unverändert 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
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Artikel 6 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Ver- 
kündung folgenden Monats in Kraft, soweit Ab- 
satz 2 nichts anderes vorschreibt. 

(2) Artikel 1 § 1 Nr. 2 und Artikel 3 Nr. 2 treten 
mit Wirkung vom 1 . März 1970 in Kraft. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

(1) unverändert 

(2) Artikel 1 § 1 Nr, 13 a tritt mit Wirkung vom 
1. Juli 1971 in Kraft. 
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